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Im Namen des Deutschen Volkes 

zu der Strafsache gegen den Kaufmann .I 
aus Nürnberg, zur zeit daselbst in Untersuchungshaft, 
wegen Rassenechande, . 

hat das Reichster acht, Erster strafsenaz, in der äflfentlichen 
Sitzung vom j. November 1936; an welcher teílaenommen haben 

als Richter: . 

der Senatspräsident Dr} Fretesleben, 
und die Reichsger tchtsräte Raestrup, Dr. Ziegler, Flor 
und Dr. Teuffel, 

v ı 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Reíchsanwalt Dr. Schneidern, 

als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Kuklok, 

auf die Revision des Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
,nur Recht erkannt: * 

n 

Das Ur teil des Landgerichts N u r n b e r g=F u r t h vom 
ı 

Ä 
6. August 1936 wird nebst den ihm zu Grunde liegenden Feststellungen 
aufgehoben; die Sache wird zur neuen Verhandlung und .Entscheidung an 
die Vbrínstanz eurückverwtesen. 

Von 

W 

Rechts wegen . 
Gründe. 

Nach der Annahme des Landgerichts i s t  der Angeklagte der Staats: 
aıgehörígkett und dem Blute nach deutsch. Er hat i n  den Monaten November 
1 9.35 b i s  Februar 19.36 auf deutschem Reiehsgebíet m i t  der 
außerehel wichen Geschleehtsverëreh* gepflogen. Von d ieser  s t e l l t  das Land= 

de= 
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Gericht ,fest, daß' sie zu 50 jädiscnes Blut habe. Die Verurteilung 
des Angeklagtennachfi absatz 2 vbd. mit § 2 des Gesetzes. zum Schutze 
des deutschen Blutes und der deutschen Ehre vom 15. September 1955 
(RGB1. I S. 1146) ist nur dann begründet, wenn die .F als Jüdin 
im Sinne des Gesetzes zu erachten ist. Die Entscheidung dieser Frage 
hängt davon ab, ob in ihrer Person die Voraussetzungen des § 5 Ab: 
Satz 2 der 1 . Verordnung zum Heichsbürgergesetz vom 14. November l 9}5 
(RGBZ . .I S. 1533) erfüllt sind? § 1 Absatz 3 der 1. Verordnung zur 
Ausführung des Blutschutzgesetees vom 14. November 1955 (RG8I .I S.1}}4L 
Von den in § 5 Absatz 2 der erstgenannten Verordnung angeführten 
einzelnen Füllen kann hier nur der Fall a) in Betracht kommen. Da die 
.F der jüdischen Religion angehört, kann von den dort aujgestell= 
den Voraussetzungen nur ewefltelhatt sein, ob sie deutsche Staatsange= 
her tge ist. Das- Landgericht hat sieh in längeren Ausführungen mit 
dieser Frage beschäftigt und sie bejaht. Ob seiner 8egründung in allen 
Einzelheiten zu felgen ist, kann dahingestellt bleiben. Das Ergebnis 
ist Jedenfalls auf Grund der tatsächlichen Feststellungen des Ur teils 
zu billigen. 

Die am 4. April 1885 geborene Mutter der .F stammt 
nach der unwiderlegten Behauptung des Angeklagten aus einer a1 telsdßí= 
schon Familie. EB besteht daher die .Yöglichkeit, daß ihre Eltern oder 
wenigstens ein Eltern teil zu den in § 1 Nr. 1 der Anlage hinter Ar t. 79 
des Versailler Vertrages genannten Personen gehör t haben. Für diesen 
Fall kann hier' ohne nähere .Prüfung der Rechtslage unterstellt werden, 
daß die HUtter der F auf Grund der Jr. 2 das. mit stärkung vom 
11. November .1918 ab die jraneösische Staatsangehörigkeit unter Vor= 
lust der deutschen Staatsangehörigkeit erworben habe. Auf die 
F könnte aber auch unter diesen Voraussetzungen die fiestimmUhg der 
Nr. 2 a.o.O„ nicht in gleicher weise Anwendung .finden. Ihr Vater stammt 
nicht aus Elsaß=Lothr tngen, sondern aus e tnem von dem Versailler Ver= 
trag nicht berührten altdeutschen Gebiet. Die Nachkommen eines al*= 
deutschen VOrfahren väterlicherseits können aber die .franeösche Staats= 
angehörigkeit nicht nach .Maßgabe des § 1 Hr. 2 der genannten Anlage er= 
werben. Daselbst ist dies zwar nur hinsichtlich der nachkommen kg; 
Vorfahren väterlicherseits war t deutlich ausgesprochen, die in Elsaß 
Lothringen nach dem 25. Juli 1870 eingewandert sind„ Das hat aber sei& 
neu Grund darin, daß nur hínsíchtlteh' solcher Nachkommen ein Interesse 
daran bestand volle Klarheit über ihre Staatsangehörigkeit zu scharfen› 
Henn nicht einmal diese, zu Elsaß=Lothr engen in nächster räumlicher de= 

sie: 
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Ziehung stehenden,P@rsonen die französische Staatsangehörigkeit er= 
werben sollten, so ist es selbstverständlich, daß dies nicht bei Sol= 
ehen Nachkommen der Fall sein kann, deren altdeutsche Vorfahren vä= 
terltcherseits nicht einmal nach Elsaß=Lothringen eingewandert sind. 

Ist hiernach die F' als Deutsche zu erachten, so ergibt 
sich das Gegenteil auch nicht aus den von der Revision herangezogenen 
Ar tikeln 53 und 278 des Versailler Vertrags. Nach der erstgenannten 
Bestimmung .darf die deutsche Staatsangehörigkeit nicht für .Personen 
in Anspruch genommen werden, die aus irgend einem Grunde .nur Franzosen 
erklär t worden sind. Die Erklärung maß, wenn sie beachtet werden soll, 
selbstverständlich von einer zuständigen .französischen Behörde ausge= 
gangen sein. Soweit ersichtlich, war hinsichtlich der Staats angehörig= 
zeit der F zu der hier maßgebenden zeit keine solche Er: 
Klärung abgegeben worden. ZUnächst ergibt sie sich nicht daraus, daß 
der französische Kassationsgerichtshof die Nr. 2 des § 1. der genannten 
Anlage anders als hier ausgelegt und in den seiner Entscheidung unter= 
breiteten Fällen angenommen hat, altdeutsche Vorfahren väterlicherseits 
die nicht nach Elsaß=Lothringen eingewandter t seien, würden den ,Wie= 
dererwerb" der französischen Staatsangehörigkeit durch ihre Nachkommen 
nicht ausschließen. Diese Entscheidung des Kassationsger tchtshofs 
könnte, wenn Uberhaupt, Deutschland nur in den Fällen binden, zu denen 
sie ergangen ist. Daß mit einer solchen Entscheidung alle Personen, 
bei denen dieselbe Hechts frage auftaucht, in bindender weise „nur .Fran= 
Rosen erklärt worden wären, kann nicht anerkannt werden. Uhter Umstän= 
den könnte als eine Erklärung einer jvaneös Eschen Behörde über die 
,franeösísche Staatsangehörigkeit der F' die von der Revision 
behauptete Tatsache angesehen werden, daß .sie in das Register der Per= 
sonen eingetragen worden ist, die die jraneösische Staatsangehörigkeit 
„von Rechts wegen wiedererworben" haben. Aus den Feststellungen des 
Landgerichts ergibt sich` aber, daß sich die F zur Zeit ihres 
hier maßgebenden außerehel chef Verkehrs mit dem Angeklagten noch auf 
deutschem Reichsgebiet aufhielt und nach .Frankreich noch nicht ausge= 
wandert war. ES ist daher ausgeschlossen, daß auf Grund der Ar tikel 
1 und 2 des .französischen Dekretes vom 11. Januar 1920 die Zuständig: 
zeit einer ,französischen Behörde zur Vbrnahme einer solchen Eintragung 
in der hier in Frage kommenden Zeit gegeben gewesen wäre. Die Eltern 
der damals 27 .Jahre alten und daher zweifellos volljährigen .r 
konnten Kraft eigenen Rechtes den Antrag auf Eintragung ihrer . außer: 
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halb .Frankreichs wohnenden Tochter nicht stellen. Die Revision 
behauptet nicht, daß diese selbst einen Antrag nach Ar t. 3 des gerann= 
ten .französischen Dekretes gestellt hätte. Das ist auch nach der gar: 
zen Sachlage höchst Unwahrscheinlich. Dieser .Fall braucht daher hier 
nicht behandelt zu werden. 

Aus dem Art. 276 des Versailler Vertrags ergibt sich für den 
hier vorliegenden sachverhalt nichts anderes. Steht sonach die deut= 
sehe Staatsangehörigkeit der F .fest, kann es auch keinem 2wez= 
,fe1 unterliegen, daß sie als Jüdin im Sinne des § 5 Absatz 2 a der 
Reichsburgerverordnung und des § 2 des Blutschutzgesetees zu gelten 
hat. 

Der Angeklagte hat nach alledem den äußeren Tatbestand eines 
Verbrechens gegen das Blutschutegesete verwirklicht; es .fragt sich 
nur noch, ob auch die Voraussetzungen zum inneren Tatbestand nachge= 
wiesen sind. IN dieser Beziehung sind die Ausführungen des Landge= 
richte unzureichend. 

Das Landgericht stellt hierzu nur fest, der Angeklagte habe ange= 
normen, daß die .F sowohl der Konfession als auch der Rasse nach 
„Jüdin" sei, er habe zum mindesten mit der .Möglichkeit gerechnet, sich 
mit einer ,jüdischen" Person geschlechtlich zu vereinigen. Diese F?st= 
Stellung ıqßı nicht ersehen, ob der Angeklagte bei der Ausübung' des 
hier maßgebenden Geschlechtsverkehrs mit der F 'den Tatbestand 
kannte, gemäß dem sie im Sinne der obigen Ausführungen als Jüdin zu 
gelten hat, oder ob er annahm, sie Set Volljudín, da sie von vier oder 
drei jüdischen Grqßelternteílen abstamme. 

ñüredie Feststellung im ersteren Sinne gemeint, so hätte das 
Landgericht noch Stellung zu dem Verte ídígungsvorbríngen des Ange= 
klagten nehmen müssen, er habe geglaubt, dqß die .F die .jraneösiscm 
Staatsangehörigkeit besitze. Ein Irrtum des Angeklagten hierüber wäre 
ein beachtlicher Irr tun im .Sinne des § 59 stoß. 

IN anderen Fall. hätte sich der Angeklagte einen Tatbestand uor= 
gestellt, der dem wirklichen Sachverhalt nicht entsprach. Denn die 
p1_l hat. nur zu 5o % Jude-ches Blut. .Solche Personen sind nach dem 
Gesetz nicht ohne weiteres JUden, sondern haben nur als solche er 
gelten, wenn weitere Umstände hinzutreten. 

Das Urteil muß daher schon wegen des ZWeijels aufgehoben werden. 
der sich daraus ergibt, daß nicht ersichtlich ist, in welchem Sinn 
das Landgericht den .Begriff „Jfldinfl verwendet hat. Zur rechtlichen Be= 
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Deutung des flbr tes „JUde" (oder „Jüdin") ist noch jblgendes zu be= 
merken: 

Das Her t stellt so, wie es im Blutschutzgesetz gebraucht ist, 
einen Reehtsbegr tja dar, der mehrere ganz verschiedener tíg gestaltete 
Tatbestände umfaßt. Diese Tatbestände sind nicht im Gesetze selbst 
geregelt, sondern anderweit. Dieser rein äußerliche Umstand darf aber 
nicht zu der Folgerung verleiten, daß die anderweit aufgeführten Tat= 
bestünde nicht Bestandteil des Strafgesetzes (§ 5 Abs. 2 mit § 2 des 
Blutschutzgesetzes)' wären. Das Gesetz selbst hält eine Erläuterung 
des Begrijjes ,Juee~ für erforderlich und verweist auf noch zu erlas= 
sende, das Gesetz ergänzende Vorschriften (§ 6 .Blutschutzgesetz) . Die 
dann anderweit gegebenen Erläuterungen gehören demnach zum Inhalt des 
Gesetzes selbst. Hieraus ergibt sich, daß ein Irrtum des Angeklagten 
über den Rechtsbegråfif „JUde" einen unbeachtlichen Strafrechtstrr um 
bedeutet, daß es also genugt, wenn der Angeklagte die Ibtsachen und, 
soweit es sich um Rechtsfragen handelt, die außerhalb des Gebietes 
des Strafrechts liegen, die Rechtsverhältnisse gekannt hat, die die 
.Fries zur.JÜdin im Sinne des Gesetzes machen oder vielmehr dahin .füh= 
ren, daß sie einer solchen gleichgestellt wird. Hieraus ergibt sich 
aber weiter, daß es zur VOllendung der Straftat nicht genügen kann, 
wenn sich der Angeklagte nur den Rechtsbegr tuff <Iüdin vorgestellt hat; 
es ist vielmehr zu untersuchen, auf Grund welcher wirklichen oder ein= 
gebildeten Tatsachen er zu dieser Anschauung gekommen ist. Würde also 
in dem :wetten der oben erwähnten Fälle der Angeklagte geglaubt haben, 
die F- stamme von drei oder vier jüdischen Grqßelterntetlen ab, 
aber-wetter geglaubt haben, sie sei Französin, so wurde er nur wegen 
eines versuchten Verbrechens der Hassenschande bestraft werden können. 
Denn der Tatbestand, den er verwirklichen wollte, wäre in diesem Falle 
nicht zur Vollendung gelangt, weil die .Fries nur so 50 % Jüdisches 
Blut in sich hat; den anderen Tatbestand, den er verwirklicht hat, 
würde er sich nicht vorgestellt haben, weil er nicht geweißt hätte, 
daß sie eine Deutsche ist. ` 

Nach alledem muß die Aufhebung des Urteils erjblgen. Für die 
neue Hhaptaerhandlung ist noch anfjfolgendes hinzuweisen: 

Das Landgericht stellt etnlettend „fest, der Angeklagte Set 
Stontsangehör tger deutscheN Blutes. .Die staatsangehörigkeit des Ange= 
klagten weist das Landgericht in,dem Ur teil nach. .Hinsichtlich seiner 
Deutschblütigkeit sind weitere Ausführungen nicht gemacht. Auf .welchen 

l i  
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Grund diese UNterlassung zurückzuführen ist, ist nicht ersichtlich. 
Vermutlich hat das Landgericht die Frage nicht weiter geprüft,sondern 
sich ledig] ich auf die Angaben des Angeklagten oder darauf verlassen, 
daß er der evangel sehen Bel igtonsgemeínsehaft angehörte, und daß 
nichts der Annahme der .üeutschblütígkeít Wíderspreehendes in der Haupt 
verhandlung zutage getreten ist„ Die richterliche Aufklärungspfl ich 
hat sich auch hierauf zu erstrecken. Das Gericht hätte also ebenso 
wie in Ansehung der Fanny Fries die Abstammung des Angeklagten näher 
nachprüfen müssen. Rest. Bd. 7c S. 218. 

Bei der St rqfzumessung hat das Landgericht Zuchthausstrafe für 
angemessen gehalten. Es führt hierfür als entscheidenden Grund an, 
daß bei der Häufigkeit der Verfehlungen gegen die Nürnberger Gesetze 
Strafen am Platze seien, die abschreckend wirken und dem Gesetze Gel- 
tung uerschaffen. Das Landgericht hebt also den Gedanken der „Gene= 
ralpräventíon', der allgemeinen Abschreckung, hervor. .Dieser Gedanke 
ist in seiner allgemeinen Bedeutung vom Gesetzgeber bei Aufstellung 
des Strafrahmens bereits berücksichtigt worden." Gleichwohl hat er Ge= 
jangnis und Zuchthausstrafe wahlweise nebeneinander angedroht, er hat 
also die Firmung der Abschreckung bereits bei Verhängung e tner Gelänge 
nísstrqfe nur* möglich gehalten Die Absicht, andere von der Begehung 
derselben Straftat abzuschrecken, kann daher hier die Verhängung der 
Zuchthausstrafe nur rechtfer tagen, wenn sie wegen der allgemeinen Haw- 
fung der Verstöße gegen die Nürnberger Gesetze zur Abschreckung not= 
wendig ist. Bei der verhdltn ismäßigen Kürze der seit dem INkrafttreten 
der Gesetze verflossenen Zeit ist mangels näherer Begründung nicht 
ohne weiteres zu erkennen, daß das Landgericht in dieser Richtung 
schon Beobachtungen gemacht haben könnte, die' aus dem genannten Grunde 
allein die erhebt iche Höhe der verhängten Strafe angemessen erscheinen 
ließen. Hieraus würden jedoch keine durchgreíjenden Bedenken gegen die 
Strafeumessungsgründe des Landgerichts hergeleitet werden, es kommt 
aber auch noch' das Ver teídígungsuorbr engen des Angeklagten in Betracht 
daß er geglaubt habe, sein Verkehr mit der .F verstoße nicht gegen 
die Nürnberger Gesetze. wäre dies wahr, eo könnte der Angeklagte zwar 
vorsätzlich gehandelt, sich aber nicht bewußt gegen diese Gesetze auf* 
gelehnt haben. Das Landgericht hat dieses Verte idígungsvorbríngen, wie 
unten bei .Erörterung der Äußerung des Angeklagten gegenüber dem Ober= 
wachtmetster Hl | noch dargelegt werden wird, unzureichend gewürdigt. 
Nach alledem besteht Veranlassung, darauf' hinzuweisen, daß die Verhör= 
gung der Zuehthausstraj? statt der an erster Stelle angedrohten Hafänw 
ntsstrafe einer einwandfreien Begründung bedarf. .Dasselbe gilt « 
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hinsichtlich der Annahme - des Landgerichts der ANgeklagte 
habe eine äußerst ehrlose Gesinnung an den Tag gelegt. Daß 
die Verfehlung gegen das Blutscnutzgesetz immer eine ehrlose Gestn= 

ı 

rung bewiese, hat der Gesetzgeber nicht angenommen. Denn er hat nicht 
allgemein die Verhängung einer Ehrenstrqfe vorgeschrieben, ja sogar 
die Bestrafung eines Verstoßes gegen dieses Gesetz mit Gefängnis Ø f n  

mäglícht. Neben einer solchen Strafe ist die Aberkennung der bürger= 
l sehen Ehrenrechte gesetzlich gar nicht zugelassen, des: Bd. 70 
s„ 218. Do auch aus den Beglettumstanden der Tat nicht ohne weiteres 
eine ehrlose Gesinnung des Angeklagten zu entnehmen ist, hätte die An: 
nehme des Landgerichts einer näheren Erläuterung bedurft. Im übrigen 
enthält der SaChverhalt so, wie ihn das Landgericht festgestellt hat, 
eine Reihe von Uílderungsgrunden, mit denen es sich zum wenigsten 
hätte auseinandersetzen müssen, Es sei nur darauf hingewiesen, daß 
vom Standpunkte der Reinhaltung der Rasse aus gesehen der In 11 deshalb 
milder angesehen werden kann, weil die F nur infolge solcher Uh- 
stände als Jüdin zu erachten ist, die mit ihrer Rassesugehörigkett 
nicht zusammenhangen. 

Zu den Ausführungen der Revision ist nur noch.das zu 
bemerken: 

Das Landgericht hat ausdrucklich.festgestellt, daß die Gretel: 
fern der F väterltchersetts der jüdischen Helígionsgemeín„ 
Schaft angehört haben. Es konnte dies aus der Tatsache schließen,daß 
diese und deren beíderseittge Eltern - also die Urgroßeltern der 

F: - von der deutsch=1sraelittschen Gemeinde in Hamburg ge- 
traut werden sind. 

Was endlich das im Urteil uerwertete Geständnis des Angeklagten 
bei seiner Pol ieeílichen Vernehmung gegenüber dem Oberwachtmeister 
R anlangt, so ist seine Behandlung im Urteil allerdings nicht ein» 
wandfreí. Das Landgericht hätte zunächst ,feststellen müssen, was der 
Angeklagte mit der Bemerkung, er wisse, daß er sich strafbar gemacht 
habe, habe sagen wollen. ollte er damit ledig*ích eine Rechtsansehau: 
ung Kundgeben, so könnte sie ihn ebensowenig belasten, wie ihn sin 
Strafrechtsirrtum entlasten konnte= Wollte der Angeklagte aber íanít 
Tatsachen zugestehen, so kann dies Zugeständnis allerdings als Ü8'= 
we ísanzetchen für die Wahrheit der Tatsachen angenommen werden, 
geh. Dr. .Freiesleben„ Raestrup. Dr Ziegler, 

Dr. Teufifel. Flor. 
ı 


